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789 2011/296c

Kanton Basel-Landschaft Landrat

Bericht der Bau- und Planungskommission an den Landrat

betreffend die Petition “Die gelben Wegweiser sollen nicht vergammeln!”

Vom 25. Januar 2012

1. Ausgangslage

Am 23. November 2011 ist die Petition "Die gelben Weg-
weiser sollen nicht vergammeln!" bei der Landeskanzlei
des Kantons Basel-Landschaft eingereicht worden. Diese
steht in engem Zusammenhang mit der aus der Vorlage
2011/296, Entlastungspaket (EP) 12/15 stammenden
Massnahme Ü-5, welche in der Kompetenz des Regie-
rungsrat liegt. Die Petition richtet sich an Regierungs- und
Landrat mit dem Ersuchen, die Finanzierung des Signal-
isationsunterhalts bei den Wanderwegen für die kommen-
den Jahre – trotz EP 12/15 – im Umfang des Budgets
2011 beizubehalten. Über 9'200 Personen haben die Peti-
tion unterschrieben.

2. Beratung durch die BPK

Die BPK behandelte diese Petition nach deren Überwei-
sung durch das Büro des Landrats am 1. Dezember 2011
an ihren Sitzungen vom 5. und 19. Januar 2012 (siehe
dazu auch Mitbericht der BPK zu 2011/296 vom 25. Janu-
ar 2012). Unterstützt wurde sie in ihren Beratungen durch
Regierungsrätin Sabine Pegoraro, Vorsteherin der Bau-
und Umweltschutzdirektion (BUD), Michael Köhn, Ge-
neralsekretär der BUD, Martin Kolb, Leiter des Amts für
Raumplanung (ARP), Ernst Emmenegger, im Generalse-
kretariat der BUD Leiter der Abteilung Wirtschaft und Fi-
nanzen, Werner Madörin, Präsident des Vereins "Wander-
wege beider Basel", und Hans Wüthrich, Technischer
Leiter des Vereins "Wanderwege beider Basel".

2.1 Anhörung des Vereins "Wanderwege beider Basel"

Die Vertreter des Vereins "Wanderwege beider Basel"
wiesen bei der Anhörung am 5. Januar 2012 zunächst
darauf hin, dass sie trotz Leistungsvereinbarung mit dem
Kanton bis zu jenem Datum in der Angelegenheit nicht
angehört worden seien, obwohl schon längere Zeit über
das EP 12/15 diskutiert worden sei. Sie vermerkten im
Weiteren, dass die Aufgaben des Vereins in der erwähn-
ten Leistungsvereinbarung festgehalten seien und der
KRIP  da für  e ine  jähr l i che  Abge ltung von CHF
80'000-90'000 vorsehe. Im Übrigen war es ihnen wichtig
zu betonen, dass gemäss entsprechendem Bundesgesetz
die Signalisation von Wanderwegen Aufgabe des Kantons
und der Signalisation von Strassen gleichwertig sei. Und

Sparen beim Unterhalt von Wanderwegen sei genauso
nicht nachhaltig wie Sparen beim Strassenunterhalt.
Nachdem nun das bisherige Budget von CHF 115'000 um
80% auf CHF 25'000 gekürzt werden solle, stelle sich für
den Verein die Frage, wie damit die gleiche Leistung wie
zuvor erbracht werden solle. Diese Frage sei vom Regie-
rungsrat bisher nicht beantwortet worden, wie auch ähnli-
che Fragen in Vorstössen aus dem Landrat ausweichend
oder auf nicht nachvollziehbare Weise beantwortet wor-
den seien.

Für Unterhalt und Neusignalisation sowie Überprüfung
des Wanderwegnetzes stehen gemäss Verein zwei finan-
zielle Quellen in der Gesamthöhe von CHF 115'000 zur
Verfügung, wobei diese Arbeiten gemäss Verein nur so
günstig ausgeführt werden können dank der mehr oder
weniger freiwilligen Arbeit des Vereins, wobei dessen
Stundenansatz vergleichsweise günstig sei. Werde nun
dieser Betrag um 80% gekürzt, werde damit signalisiert,
dass diese Leistung eigentlich nicht mehr erwünscht sei.
Von daher rühre die Befürchtung des Vereins, der Kanton
wolle die Signalisation der Wanderwege «vergammeln»
lassen. Darüber sei dieser nach der jahrelangen Arbeit für
den Kanton sehr enttäuscht. Eine gewisse Hoffnung lasse
sich aus dem Beschluss des Landrats schöpfen, zumin-
dest für 2012 CHF 60'000 (bzw. mit dem Beschluss zum
EP 12/15 noch zusätzliche CHF 25'000) für diese Arbei-
ten, die auch als Beitrag zur Gesundheitsprävention zu
sehen seien, zur Verfügung stellen zu wollen. Der Verein
wies aber darauf hin, dass er die Leistungsvereinbarung
mit dem Kanton als gekündigt betrachte, wenn ab 2013 für
den Unterhalt tatsächlich nur noch CHF 25'000 pro Jahr
zur Verfügung gestellt werden sollten.

Zuhanden der BPK wurden die vom Verein jeweils
durchgeführten Arbeiten erläutert. So werden die Routen
zweimal jährlich abgelaufen und der Zustand der Signal-
isation hinsichtlich Richtung, Lesbarkeit, Sichtbarkeit etc.
kontrolliert. Kleinere Arbeiten werden durch die Kontrol-
leure, grössere Werke durch eine Baugruppe ausgeführt.

2.2 Hinweise der Verwaltung

Von Seiten BUD wurde erklärt, dass nach Streichung des
ordentlichen Budgets für die Arbeiten betreffend Wander-
wege in den kommenden Jahren jeweils CHF 25'000 des
Kredits aus der Vorlage 2010/410 für den Unterhalt der
Signalisation und die zwingend notwendigen Arbeiten
eingesetzt und ausreichen sollten. Die entsprechende
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Kreditverschiebung sei gemäss Finanzhaushaltsgesetz
zulässig.

Nicht zuletzt sei es Sache der Fachstelle zu entschei-
den, für welche Arbeit wann innerhalb des gegebenen
Budgets wie viel Geld eingesetzt und allenfalls von Konto
zu Konto transferiert werden müsse, denn im Zentrum
stehe die materielle Erfüllung der Aufträge – diese Abläufe
wurden der BPK anhand eines Beispiels erläutert. Weil
die Neubeschriftung und Digitalisierung bestimmter Rou-
ten nicht prioritär sei, solle eine Tranche aus dem Ver-
pflichtungskredit für den Unterhalt der Signalisation einge-
setzt werden. Der entsprechende Verpflichtungskredit
werde dadurch aber nicht verkleinert. Hinzuweisen sei
auch auf das Problem, dass sich gewisse Arbeiten (Un-
terhalt und Erneuerung) eben überschneiden können.

Im Übrigen beinhalte die Leistungsvereinbarung kei-
nen fix budgetierten Betrag und keine Mindestzahl an
Arbeitsstunden für den Verein, sondern nur dessen Auf-
gaben und die Stundenabgeltung. Zudem müsse das
Budget jedes Jahr neu verhandelt werden. Die BUD will
das EP 12/15 dazu nutzen, zusammen mit dem Verein die
relevanten Zahlen zu analysieren, gewisse Prozesse zu
überprüfen und Sparpotenzial zu realisieren, das in ihren
Augen vorhanden ist.

2.3 Erwägungen der Kommission

Zunächst hielte die BPK eine bessere Information von
Seiten BUD gegenüber dem Verein für wünschenswert.
Teile der BPK sind der Ansicht, dass der Landrat mit der
Vorlage 2010/410 der Verwaltung einen klaren Auftrag
erteilt habe, und haben deshalb wenig Verständnis für die
geplante Kürzung bzw. Kreditverschiebung. Das Haupt-
problem wird allerdings in der Streichung der Unterhalts-
beiträge auf CHF 0 gesehen. Grosse Teile der Kommissi-
on gehen wie der Verein davon aus, dass die bisherigen
bzw. zusätzlichen Aufgaben mit weniger finanziellen Mit-
teln nicht im geplanten Ausmass durchgeführt werden
können. Die BPK geht davon aus, dass mit der Kürzung
der finanziellen Mittel auch die Leistungen des Vereins
eingeschränkt werden müssen.

In der Folge werden zwei Anträge gestellt. Beide wol-
len die Petition durch den Landrat zur Kenntnis nehmen
lassen und als Postulat an den Regierungsrat überweisen,
um so unnötige Budgetdebatten zu vermeiden. Während
der erste Antrag den Regierungsrat nur bittet, mit dem
Verein "Wanderwege beider Basel" einen vernünftigen
finanziellen Rahmen auszuarbeiten, um den bisherigen
Leistungsauftrag auch künftig erfüllen zu können, sieht
der zweite Antrag dafür während der Jahre 2013 bis 2015
einen fixen Betrag von mindestens CHF 60'000 pro Jahr
vor.

://: Die BPK stimmt mit 9:4 Stimmen für Antrag 1 und
gegen Antrag 2.

3. Antrag an den Landrat

://: Die BPK beantragt dem Landrat, die Petition "Die
gelben Wegweiser sollen nicht vergammeln!" als Pos-
tulat an den Regierungsrat zu überweisen mit der
Bitte, mit dem Verein "Wanderwege beider Basel"
einen vernünftigen finanziellen Rahmen auszuarbei-
ten, um den bisherigen Leistungsauftrag auch künftig

erfüllen zu können.

Grellingen, 25. Januar 2012

Im Namen der Bau- und Planungskommission
Der Präsident: Franz Meyer

Beilagen:

– Text und Unterlagen zur Petition

http://www.baselland.ch/310-0-htm.282527.0.html#body-over
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